Bekanntmachung der Gemeinde Seebad Loddin
zum Beschluss Nr. GVL0-0224/19 vom 16.04.2019
Uber den Entwurf und die Auslegung der

2. ANDERUNG DER AUSSENBEREICHSSATZUNG
gemaf § 35 Abs. 6 BauGB
fur die Siedlung am Teufelsberg im Ortsteil Stubbenfelde
fur das Grundstuck 7

Geltungsbereichsgrenzen:

Gemarkung Loddin
Flur 3
Flursticke Flursticke  41/21 und 41/22 (vormals 41/11) und 49/18 und 49/19

(vormals 49/13)
Die Plangebietsflache umfasst rd. 2.007 mz2.

2. Anderung der AuBenbereichssatzung der Gemeinde Seebad Loddin
fur die Siedlung am Teufelsberg im Ortsteil Stubbenfelde
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@ 2. Anderung ABS Stubbenfelde
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Die Gemeindevertretung des Seebades Loddin hat in der Ooffentlichen Sitzung am
16.04.2019 den Entwurf der 2. Anderung der AulRenbereichssatzung fur die Siedlung am
Teufelsberg im Ortsteil Stubbenfelde fur das Grundstick 7 mit Planzeichnung (Teil A), Text

(Teil B) und Begriindung in der Fas

Mit der Plananderung soll fir das G
Nutzung und zu den Baugrenzen
Hauptgebaude eroffnet werden.

sung von 04-2019 gehbilligt.

rundstiick 7 durch Anpassungen zum Malf3 der baulichen
die Mdglichkeit der Bebauung durch ein zusatzliches



Der Plananderung tragt zu einer weiteren Verdichtung der vorhandenen Bebauungsstruktur
am Teufelsberg bei.

2.

Der Entwurf der 2. Anderung der AuRenbereichssatzung fiir die Siedlung am Teufelsberg im
Ortsteil Stubbenfelde fur das Grundstick 7 mit Planzeichnung (Teil A), Text (Teil B) und
Begriindung in der Fassung von 04-2019 liegt gemafR § 3 (2) BauGB in der Zeit

von Montag, den 06.05.2019 bis Freitag, den 14.06.2019
(jeweils einschlieflich)

im Bauamt des Amtes Usedom Sid in 17406 Stadt Usedom, Markt 07, Zimmer 11, wahrend
folgender Zeiten:

montags bis mittwochs von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr und 14.00 Uhr - 16.00 Uhr und
donnerstags von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr und 14.00 Uhr - 18.00 Uhr und
freitags von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr

zu jedermanns Einsicht 6ffentlich aus.

Wahrend dieser Auslegungsfrist kdnnen von jedermann Stellungnahmen zu der Planung
schriftlich oder wahrend der Dienststunden zur Niederschrift vorgebracht werden. Nicht
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen konnen bei der Beschlussfassung uber die 2.
Anderung der AuRRenbereichssatzung unberticksichtigt bleiben.

Die der Plananderung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse
und DIN-Vorschriften) kdnnen im Amt ,Usedom Sud“ in 17406 Usedom, Markt 7 im Bauamt
eingesehen werden.

3.

Vorhaben, die die Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach sich
ziehen, sind nicht geplant. Ein Umweltbericht gemaf § 2 ff. BauGB ist nicht erforderlich.
Durch die Plananderung kénnen keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der
Erhaltungsziele und Schutzzwecke der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (z. B.
FFH- Gebiete) und der Europaischen Vogelschutzgebiete im  Sinne des
Bundesnaturschutzgesetzes begriindet werden.

4.
Der Beschluss wird gemal3 § 3 Abs. 2 BauGB ortsuiblich bekanntgemacht.

Die zur Auslegung bestimmten  Entwurfsunterlagen stehen  wéhrend des
Auslegungszeitraumes gemald § 4a Absatz 4 BauGB auch im Internet unter der Adresse
www.amtusedom.de und dort unter dem Link ,Bekanntmachungen®, Gemeinde Loddin, zur
Information, Einsichtnahme und zum Abruf (Download) bereit.

Diese Bekanntmachung ist ab dem Tag der ortsiiblichen Bekanntmachung im
Usedomer Amtsblatt auch im Internet unter der Adresse: www.amtusedom.de unter dem
Link ,Bekanntmachungen®, Gemeinde Loddin abrufbar.
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http://www.amtusedom.de/
http://www.amtusedom.de/

Bekanntmachungsvermerk:

Bekannt gemacht durch Veroffentlichung auf der Homepage
http://www.amtusedom-sued.de am 17.04.2019
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1. Begrindung der Planaufstellung der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung

Die AuBenbereichssatzung fur die Siedlung am Teufelsberg im Ortsteil
Stubbenfelde ist am 13.10.2011 in Kraft getreten.

Die 1. Anderung der AuBenbereichssatzung fUr die Siedlung am Teufelsberg im
Ortsteil Stubbenfelde fUr die GrundstUcke 3, 7 bis 9 und 11 ist am 16.04.2014 in
Kraft getreten.

Die EigentUmer des Grundstickes 7 haben mit Schreiben vom 22.10.2018 an die
Gemeinde Seebad Loddin den Antrag auf Anderung der AuBenbereichsatzung
gestellt, um im nordostlichen Teil des Grundstuckes (FlurstGck 49/19- alt 49/13) eine
zusatzliche Bebauung mit einem Wohngebdude oder einem Ferienhaus zu
ermoglichen.

Der Plan&nderung wird von der Gemeinde Seebad Loddin zugestimmt, da die
beantragte zusatzliche Bebauung zu einer weiteren Verdichtung der
vorhandenen Bebauungsstruktur am Teufelsberg und zur Bindung der Burger an
die Gemeinde Seebad Loddin beitragt.

Um die stadtebaulichen Zielsetzungen der AuBenbereichssatzung (im Folgenden
als Ursprungsatzung bezeichnet) auch mit der Plandnderung umzusetzen, werden
die Festsetzungen der Ursprungssatzung auch auf die 2. Anderung angewendet.
Dies betrifft insbesondere das Mass der baulichen Nutzung sowie die
gestalterischen und naturschutzrechtlichen Regelungen und die Vorgaben des
KUsten- und Hochwasserschutzes.

Die Gemeindeverfretung des Seebades Loddin hat am 26.02.2019 die Aufstellung
der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung fur die Siedlung am Teufelsberg im
Ortsteil Stubbenfelde fir das GrundstUck 7 beschlossen.

Alle im Zusammenhang mit der Aufstellung der 2. Satzungsdnderung
entstehenden Kosten sind durch die EigentiUmer des GrundstUckes 7 zu fragen.

2, Rechtsgrundlagen

Die nachfolgenden Gesetzlichkeiten bilden die Grundlage zur Erstellung der 2.
Anderung der AuBenbereichssatzung:

e Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23.09.2004 (BGBI. I, S.2414),
zuletzt gedndert am 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634)

e Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstucke
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) i. d. F. vom 23.01.1990 (BGBI. I, S. 132),
zuletzt gedndert am 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786)

e Verordnung uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des
Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) i. d. F. vom 18.12.1990 (BGBI. |
1991, S. 58), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017
(BGBI. 1S. 1057)



Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-schutzgesetz
BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt gedndert am 15. 09.2017
(BGBI. | S. 3434)

Gesetz des Landes Mecklenburg - Vorpommern zur AusfGhrung des
Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausfuhrungsgesetz - NatSchAG M-V)
vom 23.02.2010 (GS M-V GI Nr. 791-8), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 05.07.2018 (GVOBI. M-V §. 221, 228)

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBI. | S. 94), zuletzt gedndert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 08.09.2017 (BGBI. | S. 3370)

Landesbauvordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 15.10.2015 (GVOBI. M-V S. 344), zuletzt gedndert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 05.07.2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228)

Gesetz Uber die Raumordnung und Landesplanung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern - Landesplanungsgesetz (LPIG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 05.05.1998, zuletzt gedndert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 05.07.2018 (GVOBI. M-V §. 221, 228)
Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg - Vorpommern

(LEP- M-V) vom 09.06.2016 (GVOBI. M-V S. 322)

Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern (RREP VP 2010) vom
20.09.2010

Auf der Planunterlage sind in der Prdambel sowie im Text (Teil B) unter Hinweise
im Punkt 3 jeweils die angewendeten aktuellen Fassungen des Baugesetzbuches
und der Baunutzungsverordnung angegeben.

3.

Erfillung der Voraussetzungen fir die Aufstellung der 2. Anderung der
AuBenbereichssatzung

Voraussetzung fUr die Aufstellung der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung nach
§ 35 Abs. 6 BauGB ist, dass

1.

2.

sie mit einer geordneten stddtebaulichen Entwicklung vereinbar ist,

die Zuldssigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur DurchfGhrung einer
UmweltvertraglichkeitsprGfung nach Anlage 1 zum Gesetz Uber die
UmweltvertraglichkeitsprGfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht
begrindet wird und

keine Anhaltspunkte fUr eine Beeintrdchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b
genannten Schutzguter bestehen.

Diese Voraussetzungen werden aus folgenden Grinden durch die vorliegende 2.
Anderung der AuBenbereichssatzung erfullt:

Die stddtebauliche Entwicklung orientiert sich auf die Verdichtung und
Verfestigung einer bereits vorhandenen Siedlungsstruktur.



e Das Plandnderungsgebiet ist flachenmdBig gegenlber dem im
Zusammenhang bebauten Ortsteil Stubbenfelde untergeordnet und durch
die bauliche Nutzung der angrenzenden Bereiche hinreichend gepragt.

e Zur Absicherung der Planungsabsicht wurden planungsrechtliche und
bauordnungsrechtliche Festsetzungen wie z. B. maximal  zuldssige
Geschossigkeit und Uberbaubare Grundfldche aufgenommen.

e Der Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft im Plandnderungsgebiet
wird  durch  Festsetzungen zur  Vorlage der  Bilanzierung im
Bauantragsverfahren gesichert.

e Vorhaben, die die Pflicht zur DurchfGhrung einer Umweltvertraglichkeits-
profung nach sich ziehen, sind nicht geplant. Ein Umweltbericht gemaB § 2
ff. BauGB ist nicht erforderlich.

e Durch die Plandnderung kbénnen keine Anhaltspunkte fOr eine
Beeintrdchtigung der Erhaltungsziele und Schutzzwecke der Gebiete von
gemeinschaftlicher Bedeutung (z. B. FFH- Gebiete) und der Europdischen
Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes begrindet
werden.

(Schutzguter gemdaB § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB)

4, Inhalt der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung

Planzeichnung (Teil A)

Angaben zu den verwendeten Katasterunterlagen

FUr die 2. Anderung der AuBenbereichssatzung wurde ein aktueller Auszug aus der
Liegenschaftskarte verwendet. Dies wurde erforderlich, da gegenUber der
Ursprungssatzung Anderungen in den FlurstUcksbezeichnungen eingetreten sind.

Der aktuelle Auszug aus der Liegenschaftskarte gibt den tatsGchlichen
Gebdudebestand nur teilweise wieder.

Auf Flurstick 41/21 wurde ein Ferienhaus errichtet. Die Bestandsdarstellung erfolgt
auf der Grundlage des zum Bauantrag erstellten Lageplanes nach BauVorlVO M-V.
Zur Unterscheidung vom katasterlich vermessenen Bestand wurde das
nachtraglich eingetragene Ferienhaus entsprechend Erlduterung in  der
Zeichenerkl@rung grau unterlegt.

Geltungsbereichsgrenzen

FOr nachfolgende GrundstGcke der Siedlung am Teufelsberg im Ortstell
Stubbenfelde wird die 2. Anderung der AuBenbereichssatzung gemdaB § 35 Abs.
6 BauGB aufgestellt:




Gemarkung Loddin

Flur 3

FlurstGcke FlurstOcke 41/21 und 41/22 (vormals 41/11) und 49/18 und
49/19 (vormals 49/13)

Die Plangebietsfldche umfasst rd. 2.007 m?2.

Der Geltungsbereich der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung ist in der
Planzeichnung (Teil A) mit dem Planzeichen 15.13 der PlanZV gekennzeichnet.

Unter der Planzeichnung (Teill A) wurde nachrichtlich ein Auszug aus der
AuBenbereichssatzung fur die Siedlung am Teufelsberg im Ortsteil Stubbenfelde
i.d.F. der 1. Anderung dargestellt. Der Geltungsbereich der 2. Anderung ist grau
unterlegt.

Text (Teil B)
Der Text (Teil B) der Ursprungssatzung i.d.F. der 1. Anderung wird vollstéindig for die

2. Anderung der AuBenbereichssatzung Ubernommen.
(nachfolgend zitiert eingeruckt und in Kursivschrift)

. Planrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung
(8§ 35 (6) BauGB)

(1)

Durch die Satzung wird bestimmt, dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben
nicht entgegengehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im
FiGchennutzungsplan Uber FlGchen fur die Landwirtschaft widersprechen
oder die Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung beflUrchten
lassen.

(2)

Als Hauptgebdude sind ausschlieBlich Wohngebdude und Ferienhduser
zuldssig.

Die Gemeinde Seebad Loddin mdchte den Bebauungszusammenhang am
Teufelsberg, der rechtlich dem AuBenbereich zuzuordnen ist, in einem maximal
mbglichen Rahmen einer weiteren Bebauung zufUhren.

Im Bereich des Teufelsberges befinden sich bebaute Bereiche, in denen Wohn-
und Ferienhausbebauung von einigem Gewicht vorhanden ist.

Entsprechend der Entwicklungsabsicht werden als Hauptgebdude ausschlieBlich
Wohngebdude und Ferienhduser als LUckenschlieBungen zur inneren
Bebauungsverdichtung zugelassen.

Die Satzung wird nicht auf Vorhaben erstreckt, die kleinen Handwerks- und
Gewerbebetrieben dienen, da fOr diese Nutzungen andere Fldchen im
Gemeindegebiet zur Verfugung stehen und Nachbarschaftskonflikte mit der
vorherrschenden Wohn- und Ferienhausbebauung vermieden werden sollen.



Um sicherzustellen, dass die 2. Anderung der AuBenbereichssatzung mit einer
geordneten stddtebaulichen Entwicklung vereinbar ist, wurden die Festsetzungen
zur  Geschossigkeit  der Hauptgebdude entsprechend  Ursprungssatzung
beibehalten und die maximal zuldssige Uberbaubare Grundfldche fOr das
GrundstUck 7 entsprechend der konkreten zusatzlichen Bedarfes angepasst.

2, Mass der baulichen Nutzung
(§§ 16 - 21 a BauNVvO)

2.1 Zulassige Grundflache
(§ 19 BauNvO)
i.vV.m.
Abgrenzung des MaBes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes
(§ 16 BauNvO)

Um die Darstellung der Planungsabsichten transparent und rechtssicher zu
gestalten, wurden im Zuge der Aufstellung der Ursprungssatzung die zum
Plongebiet gehdrenden GrundstUcke entsprechend der Nutzung und
Eigentumsverhdltnisse in die Grundsticke 1 bis 13 aufgeteilt.

Zwischen den GrundstUcken erfolgte eine Abgrenzung durch eine Perlenschnur,
(Planzeichen 15.14. der PlanZV) da fur jedes Grundstuck entsprechend der
Bestandsaufnahme und Planung differenziert die objektkonkrete Anpassung der
Baugrenzen und die Festsetzung der kiUnftig maximal zul@ssigen Grundflédche
erfolgte.

Der Text (Teil B) gibt hierzu unter 5.3 die Erlduterung:
Die Abgrenzung des MaBes der baulichen Nutzung erfolgte hinsichtlich der
grundstUckskonkreten Festsetzung der zulassigen Grundflache und der
Uberbaubaren Grundstucksfldche.

Die zul&ssige Grundfldche wurde in die Planzeichnung (Teil A) fUr jedes GrundstUck
eintfragen. Die Grundfladche gibt an, wieviel m? der GrundstUcksfldche Uberbaut
werden durfen.
Im Text (Teil B) werden hierzu unter 2.1 folgende weitere untersetzende Regelungen
getroffen:

(1)

FUr alle im Geltungsbereich der Satzung befindlichen GrundstUcke sind die

zulassigen Grundflachen (GR) als Ho6chstmaB bestimmt.

(2)

Die Grundflache von Nebengebduden, Nebenanlagen, Carports und

Garagen ist auf die in der Planzeichnung festgesetzte maximal zul&ssige

Grundflache je Grundstick anzurechnen.

(3)

Nicht auf die maximal zuldssige Grundfldche anzurechnen sind:

- Zufahrten und Gehwege,

- bauliche Anlagen unterhalb der Geldndeoberfldche, durch die das

Baugrundstick lediglich unterbaut wird.



FUr das Grundstuck 7 stellt sich die Gegenuberstellung von Bestand und Planung
wie folgt dar:

Grundstucksflache
Grundstuck 7 rd. 2.007 m?

Gebdudebestand zum Zeitpunkt
der Erstellung der AuBenbereichssatzung im Jahr 2011 rd. 250 m?

zul@ssige Grundfldche gemdB Festsetzung
in der AuBenbereichssatzung im Jahr 2011 270 m?

zulGssige Grundflache gemdB Festsetzung
in der 1. Anderung der AuBenbereichssatzung
im Jahr 2014 470 m?

zulassige Grundflache gemdB Festsetzung
in der 2. Anderung der AuBBenbereichssatzung
im Jahr 2019 600 m?

Im Rahmen der AuBenbereichssatzung im Jahr 2011 wurde somit lediglich eine
Bestandssicherung vorgenommen.

Mit der 1. Anderung der AuBenbereichssatzung wurde auf den FlurstUcken 41/21
und 49/18 eine gemeinsame zusdtzliche Baugrenze ausgewiesen. Zwischenzeitlich
wurde auf dem FlurstUck 41/21 ein Ferienhaus errichtet.

Die zulassige Grundfldche wurde um 200 m? auf 470 m? erhdht. Dabei wurde
berUcksichtigt, dass gemdB  Text (Teil B), Punkt 2.1(2) Nebengebdude,
Nebenanlagen, Carports und Garagen auf die zul@ssige Grundfladche
anzurechnen sind.

Mit der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung soll die im norddstlichen Teil des
FlurstUckes 49/19 ausgewiesene Baugrenze erweitert werden.

Bisher ist die Baugrenze mit den AbmaBen von 6 m x 14 m auf den Bestand des
Ferienhauses an der Grenze zu den FlurstUcken 49/8 und 49/12 begrenzt.

Das zweite nordlich der Baugrenze vorhandene Ferienhaus wurde lediglich als
Bestand ausgewiesen. Aufgrund der veralteten Bausubstanz soll dieses Ferienhaus
beseitigt und durch ein neues Hauptgebdude ersetzt werden.

Die Baugrenze wird unter BerUcksichtigung der Abstandsfldchen und der
B&schungskante erweitert.

Die zulassige Grundflache wird um 130 m? auf 600 m? erhoht. Dabei wird
berGcksichtigt, dass gemdB  Text (Teil B), Punkt 2.1(2) Nebengebdude,
Nebenanlagen, Carports und Garagen auf die zuldssige GrundflGdche
anzurechnen sind.

Die Ermittlung der Grundfldchenzahl ergibt 0,30 und liegt somit unterhalb der It.
Baunutzungsverordnung fir Wohn- und Ferienhausgebiete festgesetzten
Obergrenze von 0,4.



2.2 Geschossigkeit
(§ 20 BauNVvO)
i.vV.m.,
ll. Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften
Festsetzungen zur Dachneigung

Das MaB der baulichen Nutzung wurde durch die textliche Festsetzungen zur
zulassigen Geschossigkeit (§ 20 BauNVO) wie folgt geregelt:

(1)
FUr Wohngebd&ude sind maximal zwei Vollgeschosse zuldssig.
(2)

FUr Ferienh&user wird maximal ein Vollgeschoss zugelassen.

Die getroffenen Festsetzungen garantieren, dass sich die geplante Bebauung in
die vorhandene Siedlungsstruktur einfugt.

Zusatzlich wurde gemaB Text (Teil B) unter Il. (1) bestimmt:
FUr die Wohngebdude und Ferienhduser sind fur die Hauptdachfldchen nur
Neigungen zwischen 22° bis 49° zugelassen.
Damit soll sichergestellt werden, dass die fur das Gebiet typische Dachlandschaft
fortgefUhrt wird.

Durch die mit der Erweiterung der Baugrenze im norddstlichen Teil des FlurstUckes
49/19 erdffneten Bebauungsmbglichkeiten ist keine Beeintrdchtigung der
stddtebaulichen Situation zu beflUrchten, da sich die sUdlich angrenzende
Bebauung auf etwa dem gleichen Hohenniveau und die nérdlich angrenzende
Bauung auf einem erhdhten Plateau befinden.

3. Uberbaubare Grundstiicksfléchen
(§ 23 (3) BauNVO)

In der Planzeichnung (Teil A) wurden fUr das Grundstuck 7 Baugrenzen festgesetzt,
die jeweills den Bereich eingrenzen, in dem das GrundstUck mit Hauptgebduden
bebaut werden darf.

Diese  Festsetzung  soll  sicherstellen, dass sich  die  vorgesehenen
LUckenschlieBungen an der vorhandenen Bebauung orientieren, in  das
Landschaftsbild einfogen und der Eingriff in die Natur auf das notwendige
Mindestmass reduziert wird.

Bei NichtUbereinstimmung von Baugrenzen und Gebdudebestand erfolgte zur
Gewabhrleistung der Rechtseindeutigkeit eine VermaBung der Baugrenzen mit
Bezug auf die Grundsticksgrenzen.

Im Text (Teil B) wurde unter Punkt I. 3. weiter klargestellt:

(1)
Die Wohngebd&ude und Ferienh&user sind innerhalb der festgesetzten
Baugrenzen zu errichten.



(2)

Nebengebdude, Nebenanlagen, Carports und Garagen sind auch
auBerhalb der Baugrenzen zuldssig, jedoch nur landseitig der 45 m
Sicherheitsabstandslinie.

Das Grundstuck 7 liegt vollstdndig landseitig der 45 m Sicherheitsabstandslinie.
Damit sind Nebengebdude, Nebenanlagen, Carports und Garagen auch
auBerhalb der Baugrenzen zuldssig.

Eine differenzierte Kennzeichnung der Fldchen fUr Nebenanlagen wurde nicht
vorgenommen, da dies zu einer nicht gewollten Reglementierung fUhren wurde.
Uber die Einbeziehung in die Berechnung der maximal zuldssigen Grundfléche ist
ein ausreichender Festsetzungsbedarf getroffen.

4. Hoéchstzuldssige Zahl der Wohnungen in Wohngebdéuden
(§ 9 (1) 6 BauGB)

Je Ferienhaus wird maximal eine Ferienwohnung zugelassen.

Auf der Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB wurde eine Regelung getroffen,
welche die hdchstzuldssige Zahl der Wohnungen in Ferienhdusern und damit die
Beurteilung der Beherbergungskapazitdten regelt.

5. Sonstige Festsetzungen
5.1 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Das auf Flurstick 49/19 vorhandene Wohngebdude und das auf Flurstick 41/21
vorhandene Ferienhaus liegen auf einem Geldndeniveau von rd. 2 m Uber NHN.
Die ErschlieBung des sudwestlichen GrundstUcksteils ist Uber die &ffentliche StraBe
Teufelsberg (FlurstGcke 41/12 und 41/13) gesichert.

Der norddstliche Teil des FlurstGckes 49/19 liegt auf einem Plateau mit einer Hohe
von rd. 7,3 m Uber NHN.

Beide GrundstUcksteile sind durch eine Treppe verbunden.

Die ErschlieBung des norddstlichen Teils des  FlurstUckes 49/19 erfolgt  daher
rOckwartig Uber das FlurstGck 49/20 (vormals Flurstick 49/14) bis zum Anschluss an
die offentliche StraBe Teufelsberg (FlurstGck 49/6).

Die rOckwartige ErschlieBung des GrundstUckes 7 ist grundbuchlich in einer Breite
von 4 m gesichert.

In der Planzeichnung (Teil A) der Ursprungssatzung erfolgte die Darstellung der
rockwartigen ErschlieBung als Fldche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 1 (G/F/L 1).

Zur Untersetzung der zeichnerischen Festlegung wurde im Text (Teil B) folgendes
festgesetzt:



5.1 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
(§ 9 (1) 21 BauGB)

G/F/L1- G/F/L3

Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 1 - 3  bezeichneten
GrundstUcksbereiche  werden als zugunsten der Tradger der Ver- und
Entsorgung und der Anlieger zu belastende FlGchen festgesetzt.

5.2 Von der Bebauung freizuhaltende FlGchen
(§ 9 (1) 10 BauGB)

Auf den mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 1 - 3 zugunsten des Tréager der
Ver- und Entsorgung und der Anlieger zu belastenden FlGchen durfen keine
baulichen Anlagen errichtet und keine Gehdlze angepflanzt werden.

6. Festsetzungen fur zeitlich befristetes Baurecht
und die bauliche Nutzung von Grundsticken fir Ubereinanderliegende
Geschosse und Ebenen sowie sonstiger Teile baulicher Anlagen
in Verbindung mit dem Hochwasserschuiz
(§ 9 (3) BauGBi.V.m. § 9 (2) 2 BauGB)

Der Geltungsbereich der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung liegt sowohl im
150 m - Uferschutzstreifen zur Ostsee als auch im 50 m - Uferschutzstreifen zum
Kdlpinsee.

Regelungen zur Beantragung von  Ausnahmen zu den  Bauverboten im
Landschaftsschutzgebiet und in den Uferschutzstreifen wurden durch die untere
Naturschutzbehdrde und das Staatliches Amt fOr Landwirtschaft und Umwelt
Vorpommern vorgegeben.

Grundsatzlich ist Neubebauung im Uferschutzstreifen unzuldssig.

Durch das Ministerium fUr Verkehr, Bau und Landesentwicklung M-V wurden mit
Schreiben vom 30.06.2008 Regelungen getroffen, die ein befristetes oder bedingtes
Baurecht nach § 9 Abs. 2 BauGB an ungeschutzten SteilkUsten ermoglichen sollen.

Kernaussagen:

»Sowohl im Innen- als auch im AuBenbereich ist bei der Uberbauung von vorhandenen baulichen
Anlagen an ungeschUtzten SteilkUsten bereits von einer Gefdhrdung des Bestandes auszugehen.
Diese Gefdhrdung kann als stddtebaulicher Misstand angesehen werden und damit eine
stddtebauliche Erforderlichkeit der Planung begrinden. GemdaB § 1 Abs. 5 Satz 1 BauGB sollen
Bauleitpldne eine nachhaltige stddtebauliche Entwicklung gewdhrleisten.

Die Bauleitplanung hat darUber hinaus auch zum pré&ventiven Schutz der natUrlichen
Lebensgrundlagen beizutragen (Vorsorgefunktion). Unter dem Aspekt des Vorsorgegrundsatzes
durfte ein stadtebaulicher Ansatz fir die Anwendung eines bedingten Baurechts gegeben sein.
Eine Planung bietet in solch einem Fall die M&glichkeit, diese abstrakte Geféhrdung ,,in den Griff* zu
bekommen.

Mit der Aufnahme einer Gefdhrdungslinie im Bebauungsplan und der aufldsenden Bedingung, dass
die im Bebauungsplan festgesetzte Nutzung oder Anlage nur so lange zuldssig ist, bis der
KUstenrockgang die Gefdhrdungslinie erreicht hat, wird der Bauherr auf die bestehende Gefahr
und das daraus resultierende zeitlich beschrdnkte Baurecht hingewiesen."



FOr den Bereich Stubbenfelde hat das Staatliche Amt fUr Landwirtschaft und

Umwelt Vorpommern am 01.10.2010 folgende MaBgaben erteilt:
... anliegend eingescannte zeichnerische Darstellung mit der seitens der Fachabt. Kiste nunmehr
festgelegten Kiiffkante und den Gefdhrdungs- und Sicherheitsabstandslinien.

Grundsdizlich ist aus Sicht des Kustenschuizes seeseitig der Sicherheitsabstandslinie die
Neverrichtung bzw. die wesentliche Umgestallung von baulichen Anlagen (einschlieBlich
Nebenanlagen) unzuldssig.

In die Plandarstellung zur AuBenbereichssatzung sind die Sicherheitsabstandslinie und die
Gefahrdungslinie einzutragen und der Sicherheitsabstand fUr die Festlegung von Baufeldern zu
berUcksichtigen.

Im textlichen Teil und der Begrindung sind die Begriffe und Meterzahlen der Sicherheitsabstandslinie
und der Gefdhrdungslinie entsprechend zu berichtigen. Zum Beispiel muss es bei den textlichen
Festsetzungen heiBen:

-3.(2) ...nur landseitig der 45 m Sicherheitsabstandslinie

-5.(1) und 5.(2)1.8atz: 45 m Sicherheitsabstandslinie

-5.(2) 2.8atz und 5.(3): 20 m Gef&hrdungslinie

-Ergénzende Hinweise zum zeitlich befristeten Baurecht (2) und (3): 20 m Gefdhrdungslinie
Erlduterungen:

FUr den Steiluferbereich sind die ausgeglichene natdrliche Kliffkante und die Gefdhrdungslinie
gemaB ,Erlass zur einheitfichen Anwendung des § 89 Absatz 3 des Wassergesefzes des Landes
Mecklenburg-Vorpommern* vom 23.03.2010 (V V Meckl. Vorp. Gl. Nr.753-17) eingetragen.

Im Entwurf der AuBenbereichssatzung waren eine rote und eine blaue (nach Neuvermessung der
Kliftkante, AG: Gemeinde Loddin) ,,60 m-Gef&dhrdungslinie” eingetragen und auch im Textteil und
der Begrindung so bezeichnet. Dem liegt offenbar ein MissverstGndnis des Erlasses vom 23.03.2010
durch Gleichsetzung von Sicherheitsabstand mit der Gef&dhrdungslinie zugrunde.

Der Sicherheitsabstand (z.B. fUr Baufelder) wird vereinfacht wie folgt ermittelt:
S =KR + KRS + KH
Als Kliffhéhe (KH) wird die durchschnittiche des Gebietes mit ca. 10 m angesetzt, der
KUstenrGckgang bei einem Extremereignis (KRS) betrdgt 15 m. Die Begrenzung des langfristigen
KUstenrickgang (KR), welcher natlrlich 40 m /100 a betragt, auf 20 m ergibt sich aus einer
Langfriststrategie des KUstenschutzes zur Aufrechterhaltung der sidéstlichen
Anbindungsmd&glichkeit von KUstenschutzanlagen (z.B. Dine) im Bereich Stubbenfelde.
Im Bereich Steilufer Teufelsberg/Stubbenfelde ergibt sich nunmehr folgender Sicherheitsabstand:
S=KR+KRS+KH=20m+15m+10m=45m
Dabei ist allerdings von einer Ausgleichslinie der natirlichen Klifftkante auszugehen und nicht von
der Kante der kinstlichen Vorschittung (Vermessung Gemeinde), da diese keine natlrlichen
StabilitGtsbedingungen hat.
Bei Kkm U 24,250 geht die Sicherheitsabstandslinie zur Landseite Uber, da ab dort in Richtung
Nordwest der Sicherheitsabstand der FlachkUste (65 m) vorgehalten werden muss, um bei Vollzug
des langfristigen RUckganges noch einen ausreichenden DuUnenanschluss an das Steilufer zu
gewdhrleisten.

Die Gef&hrdungslinie liegt gemd&B Pkt. 9 des Erlasses in einem Abstand, der der Summe aus dem
KUstenrickgang bei einem Extremereignis (KRS) und der Kliffhdhe (KH) entspricht, seewdrts der
Sicherheitsabstandslinie. Die Gefdhrdungslinie liegt somit hier 20 m landwdrts der ausgeglichenen
Kliffkante (KR = 20 m) bzw. 25 m seewdirts der Sicherheitsabstandslinie (KRS + KH =15m + 10 m).
Wenn die Kiliffkante durch den langfristigen KistenrGckgang die Gef&dhrdungslinie Uberschreitet,
entsteht eine akute Gefdhrdung der an der Sicherheitsabstandslinie stehenden Bebauung durch
Hangausgleichsprozesse und eine jederzeit mbgliche Extremsturmflut. Erreicht also der Kliffrickgang
die Gefdhrdungslinie (nicht die Sicherheitsabstandlinie), muss die auflésende Bedingung der
Zulassung in Kraft treten.



Eigentlich mUsste bereits jetzt bei stringenter Auslegung des o.a. Erlasses im Bereich zwischen ausgeglichener
Kliffkante und landseitig einem Abstand von 25 m zu dieser Kliffkante s&mtliche Bebauung zurlckgebaut
werden, da wie bereits vorher erwdhnt eine akute Gefdhrdung durch Hangausgleichsprozesse und
KUstenrickgang bei extremen Sturmhochwasser gegeben ist. Analoges gilt fUr die landseitig hiervon stehende
Bebauung, die bei zukinftigem KUstenrickgang einen Mindestabstand von 25 m zur dann entstehenden
Kliffkante unterschreitet und dann entsprechend gef&dhrdet wdre. "

Aus der nachrichtlichen Darstellung der Planzeichnung der AuBenbereichssatzung
i.d.F. der 1. Anderung (Plan unten) sind der Verlauf der

- Ausgleichslinie der naturlichen Kliffoberkante 2010,
- 20 m Gefdhrdungslinie

von der Ausgleichslinie der naturlichen Kliffoberkante 2010 und
- 45 m Sicherheitsabstandslinie

von der Ausgleichslinie der natirlichen Kliffoberkante 2010
ersichtlich.

Die Uferlinie basiert auf der Kartengrundlage DGM KUste M-V 2010 und stellt somit
einen Augenblickszustand dar.

Entsprechend wurden folgende Festsetzungen im Text (Teil B) unter 1. 6.

ausgewiesen:
(1)
GemdaRB Erlass zur einheitichen Anwendung des § 89 Absatz 3 des
Wassergesetzes des Landes Mecklenburg — Vorpommern von Mdrz 2010 (VI
730/5264.1) ist die Bebauung am Teufelsberg der Kategorie Il zuzuordnen.
Entsprechend Berechnung nach Punkt 5 des Erlasses betragt der
Sicherheitsabstand 45 m von der Ausgleichslinie der natdrlichen
Kliffoberkante 2010.
Seewdarts dieser Sicherheitsabstandslinie ist eine  Zustimmung  zur
Neubebauung bzw. Bebauungsverdichtung nicht mdéglich. Damit ist auch
die Festsetzung von Baufeldern in diesem Bereich nicht zul&ssig.
(2)
FUr die landwdarts der 45 m Sicherheitsabstandslinie gelegenen
Grundstucksfldchen wird ein zeitlich befristetes Baurecht gemdaB § 9 Abs. 2
Nr. 2 BauGB festgesetzt.
(3)
Dieses zeitlich befristete Baurecht erlischt entschddigungslos, wenn sich die
Kliffoberkante infolge KuUstenrGckgang den baulichen Anlagen soweit
gendhert hat, dass der Abstand zur seeseitigen Front der baulichen Anlagen
der Summe aus RUckgangswert bei einer extremen Sturmflut zuziglich
Kliffhéhe entspricht. Diese Gefdhrdungslinie liegt 25 m seewdrts des
jeweiligen Standortes.
Beim Unterschreiten dieses Abstandes ist die Nutzung der Anlagen
einzustellen, die baulichen Anlagen sind umgehend ersatzlos zurGckzubauen.
Entstehende Kosten gehen zu Lasten der jewelligen Bauherren.
Als Folgenutzung werden die betroffenen Grundstucksfldchen als FiGchen fur
den Hochwasserschutz gemdaB § 9 (1) 16 BauGB festgelegt.



Zur Klarstellung und zum besseren Verstdndnis der geltenden Regelungen heiBt es
im Text (Teil B), Hinweise unter Punkt 1:

Ergdnzende Hinweise zum zeitlich befristeten Baurecht nach § 9 (2) 2 BauGB

(1)

Baugenehmigungen sind nur mit einer aufldsenden Bedingung gemaB § 72
Abs. 4 LBauO M-V (Befristung) zul&ssig.

(2)

Wenn sich die Kliffoberkante infolge KUstenrUckgang den baulichen Anlagen
soweit gendhert hat, dass der Abstand zur seeseitigen Front der baulichen
Anlagen der Summe aus RUckgangswert bei einer extremen Sturmflut
zuzuglich Kliffhéhe entspricht, wird durch die untere Bauaufsichtsbehdrde fir
alle baulichen Anlagen, auch die nicht der Baugenehmigungspflicht
unterliegen bzw. fir bestehende Anlagen, die Nutzung untersagt.

Im Rahmen der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung ist die Erweiterung der
Baugrenzen im norddstlichen Teil des  FlurstUckes 49/19 vorgesehen. Dieser
befindet sich auBerhalb des 50 m - Uferschutzstreifens zum Kdlpinsee und landseitig
der 45 m Sicherheitsabstandslinie.

Damit ist zundchst die Ausweisung von Baugrenzen  grundsdatzlich
genehmigungsfahig.

FUr die Bebauung des Grundstickes 7 bedeutet dies aber konkret, dass lediglich
zeitlich befristetes Baurecht gemaB § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB mit einer auflésenden
Bedingung besteht. Die auflésende Bedingung ist im Text (Teil B) I. 6. (3) genau
definiert.

Im Rahmen des 2. Anderungsverfahrens wird das Staatliche Amt fir Landwirtschaft
und Umwelt Vorpommern erneut zur Stellungnahme aufgefordert.

Hinweise

Bodendenkmale sind im Plan&nderungsgebiet derzeit nicht bekannt.

Da jedoch jeder Zeit Funde im Satzungsgebiet moglich sind, wurden im Text (Teil B)

unter Hinweise im Punkt 2 folgende Anmerkungen aufgenommen:
(1)
Der Beginn der Erdarbeiten ist 4 Wochen vorher schriftich und verbindlich
der unteren Denkmalschutzbehdrde und dem  Landesamt  fUr
Bodendenkmalpflege anzuzeigen.
(2)
Wenn  wdahrend der Erdarbeiten  Bodenfunde (Urnenscherben,
Steinsetzungen, Mauern, Mauerreste, Hdlzer, Holzkonstruktionen,
Bestattungen, Skelettreste, MUnzen u. 4&.) oder quffdllige
Bodenverfarbungen, insbesondere Brandstellen, entdeckt werden, sind
diese gemdaB § 11 Abs. 1 und 2 DSchG M-V vom 06.01.1998 (GVOBI. M-V Nr.
1, 1998 S. 12 ff., zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12. Juli
2010 (GVOBI. M-V S. 383, 392) unverziglich der unteren
Denkmalschutzbehdrde anzuzeigen.
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Anzeigepflicht besteht gemdaB § 11 Abs. 1 DSchG M- V fur den Entdecker,
den Leiter der Arbeiten, den GrundeigentUmer oder zuféllige Zeugen, die
den Wert des Fundes erkennen. Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11
Abs. 3 DSchG M-V in unverdndertem Zustand zu erhalten.

Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

(3)

GemdaB § 2 Abs. 5 i.V.m. § 5 Abs. 2 DSchG M-V sind auch unter der
Erdoberflache, in Gewdssern oder in Mooren verborgen liegende und
deshalb noch nicht entdeckte archdologische Fundstétten und Bodenfunde
geschutzte Bodendenkmale.

Naturschutzrechtliche Belange

Da es sich bei der Uberplanung um Grundsticke handelt, die gemaB § 35 Abs. 6
BauGB im Rahmen der AuBenbereichssatzung fur eine Bebauung vorgesehen sind,
ist der Eingriff auszugleichen (§ 13 BNatSchG).

Zur BerUcksichtigung der naturschutzrechtlichen Belange im Hinblick auf den
notwendigen Ausgleich der Eingriffe, den Gehdlzschutz und die notwendige
Ausnahmegenehmigungen zum Bauen im KUsten- und Gewdsserschutzstreifen
und im Landschaftsschutzgebiet ,Insel Usedom und FestlandguUrtel” wurden
folgende textliche Festsetzungen in der Planung verankert:

. Naturschutzrechtliche Festsetzungen

(1)

Bei der Einordnung der Gebdude ist der vorhandene Gehdlzbestand zu
berlUcksichtigen.

(2)

Der Eingriff in den Gehdlzbestand ist auf ein notwendiges Mindestmass zu
beschrénken.

(3)

Die Festsetzungen zum gesetzlichen Gehdlzschutz nach § 18 NatSchAG M-V
sind zu beachten.

(4)

GemdB § 13 BNatSchG ist der Eingriff in die Landschaft auszugleichen.

(5)

Die Bilanzierung des Eingriffs ist im jeweiligen Bauantragsverfahren
vorzulegen.

(6)

Im jeweilligen Bauantragsverfahren hat der Bauherr einen Antrag auf
Befreiung gemdB § 67 BNatSchG vom Bauverbot nach § 29 NatSchG M-V
(KUsten- und Gewdsserschutzstreifen) zu stellen.

(7)

Im jeweiligen Bauantragsverfahren hat der Bauherr einen Antrag auf
Ausnahmegenehmigung vom Bauverbot im Landschaftsschutzgebiet zu
stellen.



Bilanzierung der Kapazitdten

Dauverwohnungen:
Bestand zum Zeitpunkt
der Erstellung der AuBenbereichssatzung im Jahr 2011 11 WE

prognostizierter Zuwachs auf Grundlage der
AuBenbereichssatzung im Jahr 2011 und der

1. Anderung der AuBenbereichssatzung im Jahr 2014 7/ WE
18 WE

Ferienwohnungen:

Bestand zum Zeitpunkt

der Erstellung der AuBenbereichssatzung im Jahr 2011 20 FW*

prognostizierter Zuwachs auf Grundlage der

AuBenbereichssatzung im Jahr 2011 und der

1. Anderung der AuBenbereichssatzung im Jahr 2014 S FW
25 FW

* Aufgrund der GroBe der Ferienhduser wurde von jewells einer Ferienwohnung je Ferienhaus
ausgegangen.

Mit der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung soll die Mdglichkeit der Errichtung
eines zusatzlichen Hauptgebdudes als Wohngebdude oder als Ferienhaus
eroffnet werden.

Die Erhdhung der KapazitGten um eine Dauerwohnung oder um eine
Ferienwohnung ist von untergeordneter Bedeutung im Verhdlinis zu den
KapazitGten der Ursprungssatzung.

MedienerschlieBung

Die GrundstuckseigentUmer haben die im Zuge der BaumaBnahmen notwendigen
Planungs- und Realisierungskosten zu tragen. Die Gemeinde Seebad Loddin halt
sich von allen anfallenden Kosten frei.

Hinsichtlich der Ver- und Entsorgung einschl. der Loschwasserbereitstellung wurden
die betroffenen Behdérden und die ortliche Feuerwehr im Zuge der Erstellung der
Ursprungssatzung beteiligt.

Die ErschlieBung ist gesichert.

Zur Loschwasserversorgung teilte  die Freiwilige Feuerwehr Loddin mit
Stellungnahme vom 04.11.2013 mit:

,Die Loéschwasserversorgung fir die o. g. Siedlung verfigt Uber 4 Léschwasser-
entnahmestellen, die fur die Branderstbek&dmpfung ausreichend sind.

Zur weiteren Brandbekdmpfung kann der Kélpinsee mit einbezogen werden.*



5. Terminplanung des Verfahrens

Aufstellungsbeschluss zur 2. Anderung der

AuBenbereichssatzung 26.02.2019
Entwurfs- und Auslegungsbeschluss Il. Quartal 2019
Offentliche Auslage des Planentwurfs Il. Quartal 2019

(Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB)

Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB und
der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB Il. Quartal 2019

Abwdagung und Satzungsbeschluss lIl. Quartal 2019

GemdaB § 35 Abs. 6 Satz 5 BauGB sind die Vorschriften der Offentlichkeits- und
Behordenbeteiligung gemdaB § 13 Absatz 2 Satz 1T Nummer 2 und 3 sowie Satfz 2
BauGB entsprechend anzuwenden. (beschleunigtes Verfahren.)

Die Satzung zur 2. Anderung der AuBenbereichssatzung ist genehmigungsfrei und
darf nach Satzungsbeschluss bekanntgemacht werden.

6. Nachrichtliche Hinweise

Die im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB, der
Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB und
der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB eingehenden Hinweise und

Anregungen werden gemdaB Abwdgung der Gemeinde Seebad Loddin in den
Planungsunterlagen fortgeschrieben.

Seebad Loddin im April 2019

Der BUrgermeister



Satzung der Gemeinde Seebad Loddin
uber die

2. Anderung der AuBenbereichssatzung fir die Siedlung am Teufelsberg im Oristeil Stubbenfelde

fur das Grundstuck 7

PRAAMBEL

Aufgrund des § 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt gedndert am 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634) sowie nach § 86 der
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) vom 15.10.2015 (GVOBI. M-V S. 344),
zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 05.07.2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228), wird nach
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung Seebad Loddin vom ............ folgende 2. Anderung
der AuBenbereichssatzung  fUr die Siedlung am Teufelsberg im Oristeil Stubbenfelde fir das
GrundstUck 7, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen:

ZEICHENERKLARUNG

fur die 2. Anderung der AuBenbereichssatzung
gem. PlanZV

|. Festsetzungen

MatB der baulichen Nutzung

PLANZEICHNUNG (TEIL A)

auf der Grundlage der aktuellen Liegenschaftsgrenzen

M.: 1:500

GR zul&@ssige Grundfldche des GrundstUckes 7 §19 BQUNVO
au
600 m? als Obergrenze § 1 Geltungsbereich
% Bauweise, Baulinien, Baugrenzen Der Geltungsbereich der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung fur die Siedlung am Teufelsberg im
— Baugrenze § 23 (3) BQUNVO Ortsteil Stubbenfelde umfasst die gemdB Planzeichnung (Teil A) innerhalb der Geltungsbereichsgrenze

liegenden FlurstGcke 41/21, 41/22, 49/18 und 49/19 der Flur 3, Gemarkung Loddin.

Sonstige Planzeichen Die Planzeichnung (Teil A) ist Bestandteil der Satzung.

Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches der  § 9 (7) BauGB § 2 Inkraftrefen
2. Anderung der AuBBenbereichssatzung
Die 2. Anderung der AuBenbereichssatzung fur die Siedlung am Teufelsberg im Ortsteil Stubbenfelde

Abgrenzung des Mabes derNutzung tritt mit Ablauf des Tages der Bekanntmachung in Kraft.

AN

innerhalb eines Baugebietes §16 BauNVvVO
Il. Darstellungen ohne Normcharakter
o——o vorhandene FlurstUcksgrenzen FlurstGcksbezeichnung
@ Nummerierung des Grundstickes 41000 . VermaBung in Meter

VERFAHRENSVERMERKE

% . -
A Wohnhaus (WH), Ferienhaus (FH) gemdaRB Liegenschaftskarte 1.
Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung des Seebades Loddin

A
A . A vom 26.02.2019. Die ortsUbliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte durch
Nebengebdude gemdB Liegenschaftskarte Verdffentiichung im ,Usedomer Amtsblatt* am 20.03.2019
- Ferienhaus (FH) gemdaB Lageplan zum Bauantrag Seebad Loddin (Mecklenburg/Vorpommern), den
E\I Verlauf Geléndeversprung Der BUrgermeister
’ . . 2.
nas:hrlchﬂlche Darstellung a}JBerhalb des Geltungsbereiches der Die for Raumordnung und Landesplanung zusténdige Stelle ist gemdaB § 17 Abs. 1 LPIG M-V beteiligt
2. Anderung der AuBBenbereichsatzung EEHER.
'G"F “ Mit Geh—, Fahr- und Lel’r‘L.JngsrechT zugunsten Seebad Loddin (Mecklenburg/Vorpommern), den
/F/L g der Anlieger und der Tr&ger der Ver- und
Entsorgung zu belastende FIdche § 9 (1) 21 BauGB
Der BUrgermeister
3.
Die Gemeindevertretung des Seebades Loddin hat am 16.04.2019 den Entwurf der 2. Anderung der
AuBenbereichssatzung mit Begrindung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.
Seebad Loddin (Mecklenburg/Vorpommern), den
Der BUrgermeister
4,
Der Entwurf der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A)
und dem Text (Teil B) sowie der Begrindung hat in der Zeit vom 06.05.2019 bis zum 14.06.2019 wdhrend
folgender Zeiten:
montags, mittwochs und
donnerstags von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr und 13.00 Uhr - 15.00 Uhr und
dienstags von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr und 13.00 Uhr - 18.00 Uhr und
freitags von 8.00 Uhr - 12.00 Uhr
nach § 3 Abs. 2 BauGB o&ffentlich ausgelegen. Die &ffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass
Stellungnahmen wdhrend der Auslegungsfrist  von jedermann schriftich  oder zur Niederschrift
vorgebracht werden kb&nnen und nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der
Beschlussfassung Uber die 2. Anderung der AuBenbereichssatzung unbericksichtigt bleiben kénnen,
durch Verdffentlichung im ,,Usedomer Amtsblatt” am 17.04.2019 und im Internet unter der Adresse
http://www.amtusedom.de und dort unter dem Link ,Bekanntmachungen®, Gemeinde Loddin,
ortsUblich bekanntgemacht worden.
: ; . " Seebad Loddin (Mecklenburg/Vorpommern), den
nachrichtlich nachrichtlich
PLANZEICHNUNG ZEICHENERKLARUNG

der AuBenbereichssatzung fir die Siedlung am Teufelsberg im Oristeil Stubbenfelde i.d.F. der 1. Der Burgermeister

Anderung mit Kennzeichnung des Geltungsbereiches der 2. Anderung (grau unterlegt) fur die rechtskraftige AuBenbereichssatzung i.d.F. der 1.Anderung

gem. PlanZVv 5

M.: 1:2000 Die von der 2. Anderung der AuBenbereichssatzung berUhrten Behdrden, sonstigen Trager dffentlicher
l. Festsetzungen

Belange und Nachbargemeinden sind mit Schreiben vom ... zur Abgabe einer
Stellungnahme aufgefordert worden.

MasB der baulichen Nutzung )
Seebad Loddin (Mecklenburg/Vorpommern), den
GR zuléssige Grundflache je Grundstick
33
> 200 m? als Obergrenze §19 BAuNVO . .
Der BUrgermeister
Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 6.
4 ¥ e B Der katastermdBige Bestand am ................... wird als richtig dargestellt bescheinigt.
augienze § 23 (3) BauNvO Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine PrGfung nur
Sonsfiae Planzélehen grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im MaBstab .................. vorliegt. Regressanspriche
35 / 9 kénnen nicht abgeleitet werden.
7 \ Verkehrsflachen ) )
WA Zinnowitz (Mecklenburg /Vorpommern), den
. Parkplatz Verkehrsﬂéchen
1T 23 . . .
5 BHEHIIEH Offentlich bestellter Vermessungsingenieur
JJI_II_II.L A 9 . i 7'
] G/F/L [ gm ielh  Fahr ;néj L?T}Jngsrzcht/en zug;nsfen §7 (2 BauGe Die Gemeindevertretung des Seebades Loddin hat die Stellungnahmen der Offentlichkeit, Behérden,
h 1/3 5 s AlegRr UncL.ast Agel det ¥er-Ui sonstigen Tr&ger offentlicher Belange und Nachbargemeinden am - ...................... gepruft.
Enfsorgung zu belastende FiGchen Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.
Grenze des raumlichen Geltungsbereiches der  § 9 (7) BauGB Seebad Loddin (Mecklenburg/Vorpommern), den
AuBenbereichssatzung i.d.F. der 1. Anderung
A Abgrenzung des MaBes der Nutzung Der BUrgermeister
innerhalb eines Baugebietes § 16 BauNVvVO
8.
Il. DGfoe"Ungen Ohne Normcharakier Die 2. Anderung der AuBenbereichssatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
(Teil B), wurde am .....eeeeeee. von der Gemeindevertretung des Seebades Loddin als Satzung
22 49 3 beschlossen. Die Begrindung zur 2. Anderung der AuBenbereichssatzung wurde mit Beschluss der
vorhandene Flursticksgrenzen 5 Flurstcksnummern Gemeindevertretung des Seebades Loddin vOm ........ccceeevevieennes gebilligt.
@— @ Nummerierung der GrundstUcke %% VermaBung in Meter Seebad Loddin (Mecklenburg/Vorpommern), den
4
Wohnhaus (WH), Ferienhaus (FH) gemd&B Liegenschaftskarte ¢ ;
Der BUrgermeister
Gemarkung:
Loddin
5 S ¢ 9.
Flur 3 Nebengebdude gemdB Liegenschaftskarte Die 2. Anderung der AuBenbereichssatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
(Teil B), wird hiermit ausgefertigt.
KOLPIN-SEE ~ /// Wohnhaus (WH), Ferienhaus (FH) gemdB Aufmal der
/ GrundstUckseigentUmer Seebad Loddin (Mecklenburg/Vorpommern), den
Nebengebd&ude gemdaB AufmaB der
GrundstiUckseigentUmer Der BUrgermeister
Kliff It. Plan des Kliff auf der Grundlage 10.
Kataster- und —r . des Lage- und H&henplanes Die Satzung Uber die 2. Anderung der AuBenbereichssatzung sowie die Stelle bei der der Plan auf
Vermessungsamtes LK OVP J'_}_J'_ des VermessungsbuUros Dauer wdhrend der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und Uber den Inhalt
— Matthias- Anders- BOhne Auskunft zu erhalten ist, sind durch Verdffentlichung im ,,Usedomer Amtsblatt” am ........c...c...... und im
o von 07-2010 Internet unter der Adresse http://www.amtusedom.de und dort unter dem Link ,,Ortsrecht”, Gemeinde
K leichslini torlich Loddin, bekanntgemacht worden. In der Bekanntmachungsfrist ist auf die Geltendmachung der
Aysg EISHSIES METPEERG Verletzung von Verfahrens - und Formvorschriffen und von Méngeln der Abw&gung sowie auf die
Kliffoberkante 2010 T\ . . Rechisfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fdlligkeit und Erldschen von
20 m Gefdhrd lini d .\-‘\j-:‘,_t RUckbau Ferienhaus Entschadigungsansprichen  (§ 44  BauGB) und auf die Bestimmungen des § 5 Abs. 5
G A .e o.r. Ungsnln.le Yandel r\"_f,\ Kommunalverfassung M-V vom 13.07.2011 (GVOBI. M - V  S.777) hingewiesen worden.
Agsglelchsllnle natlrliche - Die Satzung Uber die 2. Anderung der AuBenbereichssatzung ist mit Ablauf des ........cccce...... in Kraft
Kliffoberkante 2010 gefrefen'
s 5 45 m Sicherheitsabstandslinie von der Seebad Loddin (Mecklenburg/Vorpommern), den

Ausgleichslinie natUrliche

Kliffoberkante 2010
Der BUrgermeister

TEXT (TEIL B)

fir die AuBenbereichssatzung i.d.F. der 1. und 2. Anderung

. Planrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 35 (6) BauGB)

(1)

Durch die Satzung wird bestimmt, dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben nicht entgegengehalten
werden kann, dass sie einer Darstellung im Fidchennutzungsplan Uber FiGichen fUr die Landwirtschaft
widersprechen oder die Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung befirchten lassen.

(2)

Als Hauptgebdude sind ausschlieBlich Wohngebd&ude und Ferienhduser zul&ssig.

2. MaB der baulichen Nutzung
(8§ 16 - 21 a BauNVvO)

2.1 Zulassige Grundfldche
(§ 19 BauNVvO)

(1)

FOr alle im Geltungsbereich der Satzung befindlichen Grundsticke sind die zuldssigen Grundfldchen

(GR) als HochstmaB bestimmt.

(2)

Die Grundfldche von Nebengebduden, Nebenanlagen, Carports und Garagen ist auf die in der

Planzeichnung festgesetzte maximal zuldssige GrundflGche je GrundstUck anzurechnen.

(3)

Nicht auf die maximal Uberbaubare Grundfldche anzurechnen sind:

- Zufahrten und Gehwege,

- bauliche Anlagen unterhalb der Gelé&ndeoberfldche, durch die das Baugrundstick lediglich
unterbaut wird.

2.2 Geschossigkeit
(§ 20 BauNVvO)

(1)

FOr Wohngebd&ude sind maximal zwei Vollgeschosse zuldssig.
(2)

FUr Ferienhduser wird maximal ein Vollgeschoss zugelassen.

3. Uberbaubare Grundstiicksfldchen
(§ 23 (3) BauNVvVO)

(1)

Die Wohngebd&ude und Ferienhd&user sind innerhalb der festgesetzten Baugrenzen zu errichten.

(2)

Nebengebdude, Nebenanlagen, Carports und Garagen sind auch auBerhalb der Baugrenzen zuldssig,
jedoch nur landseitig der 45 m Sicherheitsabstandslinie.

4. Hochstzuldssige Zahl der Wohnungen in Wohngebduden
(§ 9 (1) 6 BauGB)

Je Ferienhaus wird maximal eine Ferienwohnung zugelassen.
5. Sonstige Festsetzungen

5.1 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
(§ 9 (1) 21 BauGB)

G/F/L1 - G/F/L3
Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 1 - 3 bezeichneten GrundstUcksbereiche werden als zugunsten
der Tréger der Ver- und Entsorgung und der Anlieger zu belastende Fldchen festgesetzt.

5.2 Von der Bebauung freizuhaltende Fidchen
(§ 2 (1) 10 BauGB)

Auf den mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 1 - 3 zugunsten des Tr&ger der Ver- und Entsorgung und
der Anlieger zu belastenden Fldchen durfen keine baulichen Anlagen errichtet und keine Gehdlze
angepflanzt werden.

53 Abgrenzung des MaBes der Nutzung innerhalb des Geltungsbereiches
(§ 16 BauNVvO)

Die Abgrenzung des MaBes der baulichen Nutzung erfolgte hinsichtlich der grundstickskonkreten
Festsetzung der zuldssigen Grundfldche und der Uberbaubaren GrundsticksflGche.

6. Festsetzungen fir zeitlich befristetes Baurecht
und die bauliche Nutzung von Grundsticken fir GUbereinanderliegende Geschosse und Ebenen
sowie sonstiger Teile baulicher Anlagen
in Verbindung mit dem Hochwasserschutz
(§ 9 (3)BauGBi.V.m. § 9 (2) 2 BauGB)

(1)

GemaB Erlass zur einheitlichen Anwendung des § 89 Absaftz 3 des Wassergesetzes des Landes
Mecklenburg — Vorpommern von Mdérz 2010 (VI 730/5264.1) ist die Bebauung am Teufelsberg der
Kategorie |ll zuzuordnen. Entsprechend Berechnung nach Punkt 5 des Erlasses betrégt der
Sicherheitsabstand 45 m von der Ausgleichslinie der natUrlichen Kliffoberkante 2010.

Seewdrts dieser Sicherheitsabstandslinie ist eine  Zustimmung zur Neubebauung bzw.
Bebauungsverdichtung nicht méglich. Damit ist auch die Festsetzung von Baufeldern in diesem Bereich
nicht zuldssig.

(2)

FOr die landwarts der 45 m Sicherheitsabstandslinie gelegenen Grundsticksfldéchen wird ein zeitlich
befristetes Baurecht gemdaB § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB festgesetzt.

(3)

Dieses zeitlich befristete Baurecht erlischt entschddigungslos, wenn sich die Kliffoberkante infolge
KUstenrickgang den baulichen Anlagen soweit gendhert hat, dass der Abstand zur seeseitigen Front
der baulichen Anlagen der Summe aus RUckgangswert bei einer extremen Sturmflut zuzGglich Kliffhdhe
entspricht. Diese Gefdhrdungslinie liegt 25 m seewdrts des jeweiligen Standortes.

Beim Unterschreiten dieses Abstandes ist die Nutzung der Anlagen einzustellen, die baulichen Anlagen
sind umgehend ersatzlos zurickzubauen.

Entstehende Kosten gehen zu Lasten der jeweiligen Bauherren.

Als Folgenutzung werden die betroffenen Grundsticksfldchen als Fidchen fUr den Hochwasserschutz
gemdaB § 9 (1) 16 BauGB festgelegt.

Il. Bauvordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften

(1)

Dachneigung

(§ 86 (1) 1 LBauO M-V)

FUr die Wohngebdude und Ferienhduser sind fUr die Hauptdachflachen nur Neigungen zwischen 22°
bis 49° zugelassen.

(2)

Ordnungswidrigkeiten

(§ 84 LBauO M-V)

Ordnungswidrig handelt, wer den Gestaltungsvorschriften gemd&B Text (Teil B) Il. Punkt (1) vorsatzlich
oder fahrl@ssig zuwiderhandelt.

Die Ordnungswidrigkeit kann gemdaB § 84 (3) LBauO M-V mit einer GeldbuBe bis zu 500.000 € geahndet
werden.

M. Naturschutzrechtliche Festsetzungen

g]e)i der Einordnung der Gebdude ist der vorhandene Gehdlzbestand zu berlcksichtigen.

I(Ii)er Eingriff in den Gehdlzbestand ist auf ein notwendiges Mindestmass zu beschrénken.

I(33i)e Festsetzungen zum gesetzlichen Gehdlzschutz nach § 18 NatSchAG M-V sind zu beachten.

gg—:‘mdfi § 13 BNatSchG ist der Eingriff in die Landschaft auszugleichen.

l(Dsiie Bilanzierung des Eingriffs ist im jeweiligen Bauantragsverfahren vorzulegen.

I(r{)rz jeweiligen Bauantragsverfahren hat der Bauherr einen Antrag auf Befreiung gemadB § 67 BNatSchG
vom Bauverbot nach § 29 NatSchG M-V (KUsten- und Gewdsserschutzstreifen) zu stellen.

I(r71'f1) jeweiligen Bauantragsverfahren hat der Bauherr einen Antrag auf Ausnahmegenehmigung vom
Bauverbot im Landschaftsschutzgebiet zu stellen.

HINWEISE

1. Ergdnzende Hinweise zum zeitlich befristeten Baurecht nach § 9 (2) 2 BauGB

(1)

Baugenehmigungen sind nur mit einer auflésenden Bedingung gemdB § 72 Abs. 4 LBauO M-V
(Befristung) zuldssig.

(2)

Wenn sich die Kliffoberkante infolge KUstenrickgang den baulichen Anlagen soweit gendhert hat, dass
der Abstand zur seeseitigen Front der baulichen Anlagen der Summe aus RUckgangswert bei einer
extremen Sturmflut zuzGglich Kliffhdhe entspricht, wird durch die untere Bauaufsichtsbehdrde fir alle
baulichen Anlagen, auch die nicht der Baugenehmigungspflicht unterliegen bzw. fir bestehende
Anlagen, die Nutzung untersagt.

2. Hinweise der Bodendenkmalpflege

(1)
Der Beginn der Erdarbeiten ist 4 Wochen vorher schriffich und verbindlich der unteren
Denkmalschutzbehdrde und dem Landesamt fur Bodendenkmalpflege anzuzeigen.

(2)
Wenn wdhrend der Erdarbeiten Bodenfunde (Urnenscherben, Steinsetzungen, Mauern, Mauerreste,
Holzer, Holzkonstruktionen, Bestattungen, Skelettreste, MUnzen u. &.)oder auffdlige

Bodenverfarbungen, insbesondere Brandstellen, entdeckt werden, sind diese gemd&B § 11 Abs. 1 und
2 DSchG M-V vom 06.01.1998 (GVOBI. M-V Nr. 1, 1998 S. 12 ff.), zuletzt ge&ndert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 23. Februar 2010 (GVOBI. M-V S. 66, 84) unverziglich der unteren Denkmalschutzbehédrde
anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gemdaB § 11 Abs. 1 DSchG M- V fur den Entdecker, den Leiter der
Arbeiten, den GrundeigentUmer oder zufdllige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Der Fund
und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in unverdndertem Zustand zu erhalten.

Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

(3)

GemdB § 2 Abs. 5i.V.m. § 5 Abs. 2 DSchG M-V sind auch unter der Erdoberfléche, in Gewd&ssern oder in
Mooren verborgen liegende und deshalb noch nicht entdeckte archdologische Fundstatten und
Bodenfunde geschitzte Bodendenkmale.

3. Der Planung zugrunde liegenden Vorschriften

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-
Vorschriffen) kénnen im Amt ,,Usedom SUd" in 17406 Usedom, Markt 7 im Bauamt eingesehen werden.
FUr diese Satzung sind das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23.09.2004 (BGBI. |, S. 2414),
zuletzt gedndert am 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634), und die Verordnung Uber die bauliche Nufzung der
GrundstUcke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) i. d. F. vom 23. Januar 1990 (BGBI. I, S. 132), zuletzt
gedndert am 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786), anzuwenden.

STANDORTANGABEN

Gemarkung Loddin
Flur 3
Flursticke 41/21 und 41/22 (vormals 41/11) und 49/18 und 49/19 (vormals 49/13)

UBERSICHTSPLAN M.:1:10 000

2. Anderung der AuBenbereichssatzung der Gemeinde Seebad Loddin
fur die Siedlung am Teufelsberg im Ortsteil Stubbenfelde

b, CLAIV-MY = . ' 3] ll Y

Z ABS Stubbenfelde @ 2. Anderung ABS Stubbenfelde

AUSLEGUNGSEXEMPLAR 06.05.2019 - 14.06.2019

MaBstab:
Entwurfsfassung 04-2019 Hogh Lange

1:500
Planungsphase Datum Gezeichnet Bearbeitet 1 - 2000

Projekt:
Satzung der Gemeinde Seebad Loddin Uber die U P E G

2. Anderung der AuBenbereichssatzung fir die
Siedlung am Teufelsberg im Oristeil Stubbenfelde
fur das Grundstick 7

Planung: UPEG USEDOM Projektentwicklungsges. mbH Proj.-Nr. 19-05
Strandstrasse 1a, 17449 Trassenheide
Tel.(038371)260-0, Fax(038371)26026

H/B =740 / 1000 (0.74m?) Allplan 2017



	bekanntmachung-20190417-3-0-loddin
	Ausleg.exemplar Begr. Entw. 2. Änd. ABS Stubbe - Loddin 04-2019
	Plan Ausleg. 2 Änd. ABS Stubbe-Loddin 04-2019

